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1
Krisenerscheinungen im
deutschen System der
Arbeitsbeziehungen

Wer heute Krisenhaftigkeit und Reform-
tendenzen in den Beziehungen zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern über-
blicken will, sieht sich großer Unübersicht-
lichkeit ausgesetzt. Der verständlichen,
aber nicht legitimen Ausflucht in die Sim-
plifizierung möchte ich vorbeugen, indem
ich zunächst authentisch über konkrete
eigene Erfahrungen als Arbeitgeber berich-
te, danach die Entwicklungsdynamik an-
hand Aufsehen erregender Beobachtungen
markiere und schließlich Expertenweishei-
ten als Hintergrund und für die folgende
Erörterung festhalte.

– In einem kleinen freigemeinnützigen
Krankenhauskonzern habe ich kürzlich
einer Dienstvereinbarung zugestimmt, die
von einer Not-Öffnungsklausel Gebrauch
macht, um die Vergütungen zu reduzieren,
dafür aber bis Ende 2005 auf betriebs-
bedingte Kündigungen verzichten zu kön-
nen. Der Wettbewerb zwischen katholi-
schen Trägern, die praktisch an den BAT
gebunden sind, und tariflich ungebunde-
nen Trägern verurteilt unsere tarifgebun-
denen Reha-Kliniken zu dauerhaften Wett-
bewerbsnachteilen – angesichts der gegen-
wärtigen preissensiblen Belegungspolitik
der Rentenversicherungsträger und eines
Personalkostenanteils in den Kliniken von
gut 70 %. Der Lohnkostennachteil macht

Forschungsinstitut haben die Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen – Beamte,Angestell-
te und Arbeiter im öffentlichen Dienst –
trotz der Anregungen durch die Direktoren
nicht einmal das Wahlgremium bilden wol-
len. Wozu repräsentative Demokratie,
wenn eine offene Diskussion die Regel ist,
war die Begründung – der Mitarbeiter
wohlgemerkt. (Dass diese Zurückhaltung
gegenüber betrieblichen Interessenvertre-
tungen und Gewerkschaften unter Akade-
mikern der jüngeren und mittleren Gene-
ration und unter mittleren Führungskräf-
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15–20 % aus. (Teil-)Ausgründungen in
tariffreie Zonen sind höchst kontrovers,
aber betriebswirtschaftlich nicht vermeid-
bar. Die konkrete Situation rechtfertigt
Wolfgang Schroeders Wort von „der Krise
des deutschen Systems der Arbeitsbezie-
hungen“ (Schroeder 2003, S. 6) auf der
tariflichen Ebene.
– Anfang 2002 sind geringfügig beschäf-
tigte Arbeitnehmer in den Manteltarifver-
trag für Arbeiter im öffentlichen Dienst
aufgenommen worden, ein sozialpolitisch
motivierter Erfolg gewerkschaftlicher Ver-
handlungen, der seinerseits auf das Teilzeit-
und Befristungsgesetz aus dem Jahre 2000
zurückgeht. Im IAAEG, unserem For-
schungsinstitut, hat sich damit das Arbeit-
geberbrutto für unsere Reinigungskräfte
praktisch verdoppelt, sodass wir die ange-
bahnte Neueinstellung einer arbeitslosen
allein erziehenden Mutter abgebrochen
haben, weil wir aus den uns verfügbaren
Haushaltsmitteln eben nur noch zwei statt
drei Reinigungskräfte beschäftigen konn-
ten. Ein Beispiel für die Insiderorientierung
von Gewerkschaften und deren Gleichgül-
tigkeit gegenüber den Beschäftigungschan-
cen Arbeitsloser? Ein Beispiel zumindest
für die Beschäftigungskonsequenzen der
sozialpolitischen Prinzipien der ersten Jah-
re der derzeitigen Bundesregierung.
– Die Kommission Mitbestimmung der
Bertelsmann-Stiftung und Hans Böckler
Stiftung hat vor wenigen Jahren empfoh-
len, die mitbestimmungsfreie Zone in klei-
nen und mittleren Unternehmen rechtlich
zu reduzieren, um das „Erfolgsmodell“ der
deutschen Mitbestimmung auch hier sein
Potenzial entfalten zu lassen. In unserem
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ten verallgemeinerungsfähig ist, zeigt die
von der Hans Böckler Stiftung in Auftrag
gegebene Studie Kotthoffs (1997) überdeut-
lich.)

Diese drei persönlichen Beispiele sind nicht
zufällig gewählt, wie die folgenden Beob-
achtungen zeigen:

– die Kürzung von Arbeitszeit und Brut-
toeinkommen der ver.di-Beschäftigten für
dreieinhalb Jahre (FAZ vom 5.11.03),
– der 170-prozentige Anstieg der Zahl 
der Firmentarifverträge von 1990 bis 2001
(Schroeder 2003, S. 11),
– die den eigentlichen Haustarif un-
terschreitenden Tarifverträge zum „Auto
5000“ im ausgegliederten Bereich von VW
zugunsten der Beschäftigung Arbeitsloser,
– der Mitgliederschwund und die Rekru-
tierungsdefizite der Gewerkschaften und
der Arbeitgeberverbände, eingeschlossen
des (vermuteten) gewachsenen Anteils ge-
werkschaftsferner Betriebsratsmitglieder
auf 40 % im Jahre 2002 (1975: 17,5 %) (iwd
Nr. 45 vom 7.11.2002),
– der abgebrochene Metaller-Streik in
Ostdeutschland,
– die Forderungen nicht nur nach Aufhe-
bung des Streikrechts – das in der Schweiz
seit langem ohne sichtlich negative Konse-
quenzen nicht ausgeübt wird – und sogar
aus traditionell sozialdemokratischen Krei-
sen nach der Aufhebung der Tarifautono-
mie (vgl. hierzu z. B. Ex-Bundeskanzler
Helmut Schmid, FAZ vom 20.10.03, S. 13).

Diese Ereignisse und Entwicklungen mar-
kieren die großen Spannungen, denen sich
die gewerkschaftlichen und die betrieb-
lichen Interessenvertretungen heute an vie-
len Stellen ausgesetzt sehen müssen. Wer
überlegt, wie sie bewältigt werden können,
tut gut daran, nicht nur punktuell oder ad
hoc Probleme zu identifizieren, sondern
auch auf europäische Gemeinsamkeiten in
den Entwicklungstendenzen hinzuweisen.
Der Ausschuss Hochrangiger Experten für
Arbeitsbeziehungen und Wandel in der EU
hat 2002 versucht, die neue Prioritäten er-
fordernden, allgemeinen Entwicklungen
beim Namen zu nennen:

– die Wettbewerbsintensivierung durch
die internationale Öffnung der Produkt-
und Kapitalmärkte,
– die vor allem von den Arbeitsmärkten zu
tragenden Anpassungslasten bei außen-
wirtschaftlichen Ungleichgewichten in den

Mitgliedstaaten der Europäischen Wäh-
rungsunion, bei gegebener fiskal- und
geldpolitischer Enthaltsamkeit,
– den Rationalisierungsdruck und die
Qualifikationsverschiebungen durch In-
formations- und Kommunikationstechno-
logien („Wissensgesellschaft“),
– den demographischen Wandel und die
Reform des Wohlfahrtsstaates mit nen-
nenswerten Segmentierungs- und Aus-
schlussgefahren (European Commission
2002).

Ist angesichts dieser schwerwiegenden
Probleme Anderes als der Abschied vom
„Nachkriegskompromiss zwischen Arbeit
und Kapital“ (European Commission
2002, S. 15) überhaupt vorstellbar, selbst
wenn dieser als „organisierte Dezentrali-
sierung“ (Traxler) stattfände? Kann man
sich begnügen mit der An- oder Einsicht
Streecks und Rehders, dass „die Verbetrieb-
lichung der deutschen Arbeitsbeziehun-
gen sich fortsetzen werde, ohne dass 
der Flächentarif obsolet geworden wäre
oder werden müsste“ (Streeck/Rehder
2003, S. 359)? Dieses sibyllinische Orakel
versuchen Schnabel/Kohaut scheinbar wi-
dersprüchlich, aber empirisch stichhaltig
klarzustellen: Je stärker die Betriebsräte,
umso wahrscheinlicher die Tarifbindung
(Schnabel/Kohaut 2003, S. 216)! Um nicht
einfach den Pessimismus der Skeptiker
oder den Optimismus der Traditionalisten
zu bedienen, möchte ich einen Schritt
zurücktreten und überlegen, was grund-
sätzlich die Voraussetzungen für eine gelin-
gende Sozialpartnerschaft sind, um dann
einige Schlüsse für Handlungserfordernis-
se zu ziehen, die den Akteuren, aber auch
den analytischen Beobachtern, den Wis-
senschaftlern, heute zuzumuten sind.

2
Arbeitsbeziehungen als
Aushandlung

Aushandlungssituationen sind dadurch
gekennzeichnet, dass (mindestens) zwei
Parteien ein gemeinsames Interesse an Ko-
operation haben, wobei aber vorab Kon-
flikte aus unterschiedlichen Interessen an
der Art der Kooperation oder der Vertei-
lung des Kooperationsergebnisses beste-
hen. Vernachlässigt man die Rolle von
Schlichtern, so begrenzen nach allgemei-
ner Einsicht die jeweiligen Alternativen bei

Zusammenbruch der Verhandlungen, die
Drohpunkte oder Rückfallpositionen der
Akteure, den Raum möglicher Erträge.
Wenn es im einfachsten Fall um die Auftei-
lung eines vorhandenen Kuchens geht,
dann wird die relative Verhandlungsstärke
oder -macht der Akteure den Ausschlag
dafür geben, welchen Anteil jeder der bei-
den bekommt. Wenn der Kuchen zunächst
zu erwirtschaften ist und die Anstrengun-
gen der Akteure von der erwarteten Auf-
teilung abhängen, ist auch die empfun-
dene Fairness ergebnisrelevant (Königstein
2000). Wo es Schlichter gibt – und in diese
Rolle mag auch die allgemeine Öffentlich-
keit schlüpfen, spielen deren Fairness- oder
Legitimitätsvorstellungen eine wichtige
Rolle.

So viel ist klar: Wenn sich die Rückfall-
position eines Akteurs und/oder seine Ver-
handlungsmacht verschlechtert, dann wird
der Gegenspieler einen größeren Anteil am
gemeinsamen Ertrag beanspruchen und
erreichen können. Was heißt das für unser
Problem?

Wenn die Unternehmen heute weniger
Wertschöpfung realisieren als früher, weil
Absatzpreise verfallen oder Einstandsprei-
se steigen, und wenn die Ansprüche der
Kapitalgeber nicht entsprechend nachge-
ben (müssen), verringert sich die maximal
von den Arbeitnehmern erzwingbare
Lohnsumme. Wenn überdies die Arbeits-
losigkeit steigt, der Drohpunkt der Arbeit-
nehmer also nachgibt, dann wird die so
verringerte Verhandlungsmacht auch die
Lohnquote senken. Wenn die Lohnsätze,
warum auch immer, fixiert sind, wird es
dann zu Beschäftigungsabbau kommen.
Dies gilt auf gesamtwirtschaftlicher, Bran-
chen- und Betriebsebene.

Für die betriebliche Ebene lässt sich
sinngemäß ergänzen: Wenn die Gewerk-
schaften, die im dualen System der Interes-
senvertretung in vieler Hinsicht das Ver-
handlungsgeschick – traditionell jedenfalls
auch die Verhandlungsmacht – der Be-
triebsräte wesentlich stärken – wenn diese
Gewerkschaften als Verhandlungsressource
an Bedeutung verlieren, heißt dies, dass die
Verhandlungsmacht der Arbeitnehmer ab-
nehmen wird. Was der Verlust der Ver-
handlungsposition Tariflohn und des
Rechts auf Streik bedeuten würde, ist evi-
dent – solange bei einer Dezentralisierung
der Tarifverhandlungen nicht auch das
Streikrecht auf die Betriebe verlagert wür-
de. Der Verlust an Marktmacht, Organi-
sationsmacht und Rechtsmacht wirkt in
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gleicher Weise, die Verhandlungsposition
wird geschwächt, im Extrem führt sie zu
einem „take-it-or-leave-it“-Angebot der
Gegenseite.

Unter den gemachten Modellannah-
men entfalten die veränderten Aushand-
lungsbedingungen gleichsam eindeutige
„Sachzwänge“. In wirklichen Verhand-
lungsprozessen ergeben sich die Lösungen
nicht zwingend, sondern müssen gefun-
den, genauer: hergestellt werden. Akteure
und externe Beobachter sehen sich dabei
der Schwierigkeit gegenüber, dass nicht alle
gehandelten Argumente gleich stichhaltig
sind.

(1) Die steigenden Insolvenzzahlen auch
älterer und größerer Unternehmen in
Deutschland – mit einem historischen In-
solvenz- Rekord in 2003 (FAZ vom 19.3.04,
S. 15) – beweisen, dass Verteilungsspielräu-
me in vielen Unternehmen objektiv ver-
schwunden sind.

(2) Nun sind Insolvenzen und Entlassun-
gen nur die ultima ratio. Arbeitsverdich-
tung, Arbeitszeitverlängerungen oder -fle-
xibilisierungen und Lohnreduktionen ma-
chen den Tausch von Arbeitsleistung und
Kompensation zu einem „multi-issue bar-
gaining“, und dann verlieren Begründun-
gen für fehlende Handlungsspielräume
und zwingenden Anpassungsbedarf an die
Wettbewerber rasch ihre Unabweisbarkeit
oder Objektivität. Die Aushandlungspar-
teien befinden sich dann in einer politi-
schen Arena, wo mit Deutungen und Argu-
menten gewetteifert oder gefeilscht wird –
und wo die Gefahr strategischer Miss-
repräsentation von Zahlen zu erwarten ist.

(3) Die Notwendigkeit, Zahlen und Ver-
gleiche ins Feld zu führen und für ihre
Überzeugungskraft zu werben, ist nicht,
wie mir scheint, eine Frage einer besonde-
ren verständigungsorientierten Unterneh-
menskultur für Zeiten der Hochkonjunk-
tur, sondern eine faktische Legitimitäts-
bedingung in der Auseinandersetzung mit
Wirtschaftsbürgern: Wie sonst sollen be-
triebliche „Bündnisse“ für Arbeit zustande
kommen, die ihren Namen verdienen?
Auch da, wo einseitig Anpassungen oktroy-
iert werden, ist im Allgemeinen zumindest
die Öffentlichkeit zu überzeugen, die Man-
datsträger, die Kommunen oder mit den
Medien gar die allgemeine Öffentlichkeit.
2003 hat die IG Metall mit ihrem Oststreik
spüren müssen, wohin fehlende gesell-

schaftliche Akzeptanz, also Legitimität,
führen kann: zur demütigenden Verweige-
rung jeglicher Verhandlung. Im Gegenzug
hat der erste Branchentarifvertrag zur Zeit-
arbeit nach dem Urteil der Arbeitgeber 
zu deutlich mehr Akzeptanz für die Zeitar-
beit geführt, was die mit ihm einhergehen-
den Verteuerungen rechtfertige (FAZ vom
17.6.03).

3
Herausforderungen an
Praktiker und Analytiker
der Aushandlungen

Diese Erfolgsbedingungen für eine gelin-
gende Aushandlung der Arbeitsbeziehun-
gen sind zwanglos in Herausforderungen
an die Aushandlungsparteien auf betriebli-
cher und überbetrieblicher Ebene zu über-
setzen.

3.1 HERAUSFORDERUNG: EINE
NEUE UNTERNEHMENSTHEORIE

Es muss erkannt werden, wo und in wel-
chem Maße sich die Verhaltensspielräume
des Verhandlungspartners objektiv geän-
dert haben. Das erfordert harte Betriebs-
wirtschaftslehre, Unternehmenstheorie ge-
nauer, nicht nur die Analyse von Bilanzen,
sondern auch das Studium der Produkt-
und Kapitalmärkte.Arbeitsbeziehungen al-
lein aus der Sicht von „Personalern“ verste-
hen zu wollen, ist ein Irrweg. Intelligen-
te Betriebsvergleiche („Bench-marking“)
sind das wesentliche Mittel, um die strate-
gische Missrepräsentation von Daten auf-
zudecken. Dazu müssen selbstverständlich
die Daten von den Arbeitgebern auch be-
reitgestellt werden. (Die Krankenversiche-
rungen haben dies gelernt und sich einen
weitgehenden Datenzugang zu den Kran-
kenhäusern sogar gesetzlich sichern las-
sen.) Für solche analytischen Anstrengun-
gen benötigen Betriebsräte in aller Regel
die Hilfe der Gewerkschaften.

Aber es geht nicht nur um bessere Da-
ten, es geht auch um einen unternehmens-
theoretischen Perspektivenwechsel. Die
Rahmung, das Framing, von Lohnver-
handlungen ist heute im individuellen
Tauschvertrag und einer grenzprodukti-
vitätstheoretischen Begründung der Lohn-
quote befangen. Diese Sicht ist meines Er-
achtens zurückzunehmen zugunsten von
Verteilungskriterien, die den Kollektivgut-

charakter von betrieblicher Wertschöpfung
und die Ko-Investitionen von Arbeitgebern
und Arbeitnehmern in das Humankapital
eines Unternehmens und die schwere Zu-
rechenbarkeit von individueller Leistun-
gen zum Kooperationsertrag betonen: Res-
sourcenpooling heißt das Stichwort.

Wo Ressourcen zu einem gemeinsamen
Zweck zusammengelegt werden, ohne dass
sich die Einsatzbedingungen im Einzelnen
vertraglich festlegen lassen, müssen Ent-
scheidungsprobleme kollektiv gelöst wer-
den. Das ist so beim Zusammenschluss von
Gesellschaftern zu einem Unternehmen,
und das ist nicht anders, wenn Sach- und
Humankapitaleigner ihre Ressourcen ge-
meinsam nutzen. Es ist denkbar, dass die
gemeinsamen Eigentümer die Geschäfte
gemeinschaftlich – zum Beispiel als Partner
einer Beratungsgesellschaft, als Genossen
in einer Genossenschaft oder in einem ar-
beiterselbstverwalteten Unternehmen –
führen, wobei die Stimmrechte pro Kopf
oder nach dem Wert der eingebrachten
Ressourcen gestaffelt sein können. Es ist
aber auch vorstellbar, dass die Gesellschaf-
ter wesentliche Entscheidungsrechte dele-
gieren und zentralisieren, wie es für die
Sachkapitaleigner in heutigen Aktiengesell-
schaften geschieht, wo dem Vorstand in
nennenswerter Autonomie die Geschäfts-
führung übertragen wird.Außerdem ist die
Verteilung der gemeinsamen Wertschöp-
fung zu regeln, wo keine unmittelbare
Verknüpfung zwischen den individuellen
Leistungsbeiträgen und den erwartbaren
Erträgen hergestellt werden kann. Die
gleichmäßige Aufteilung auf alle Beteilig-
ten ist eine einfache, bei ungleichmäßiger
Bedeutung der Teammitglieder aber ange-
sichts der Gefahr demotivierender Folgen
eine vielleicht teure Lösung.

Wo statt spezifizierten bilateralen Aus-
tauschs andauernde, komplexe und we-
sentlich unspezifizierte Austauschbezie-
hungen zwischen unterschiedlichen Partei-
en herrschen, bedeutet das Arbeitsverhält-
nis in ökonomischer Sicht eher eine
Mitgliedschaft in einer Gesellschaft. Ent-
sprechend sollten die Mitgliedschaftsver-
hältnisse in einer Art Gesellschaftsvertrag
oder in einer Unternehmensverfassung ge-
regelt werden. Rechtlich gesehen, sind die
einzelnen Arbeitsverträge durch Aus-
tauschverträge geschaffene Schuldverhält-
nisse, in denen die Beteiligten verschiedene
Zwecke verfolgen. Sie suchen sie dadurch
zu erreichen, dass sie sich gegenseitig zu
unterschiedlichen Leistungen verpflichten.
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Mitbestimmung) jenseits gesetzlicher
Zwänge hohe Zentralisationskosten zu
Anpassungen an die lokalen Normen und
Präferenzen, also zu Gastlandeffekten. So
haben Töchter angelsächsischer Mutterun-
ternehmen eher häufiger, jedenfalls nicht
seltener, als vergleichbare deutsche Unter-
nehmen einen Betriebsrat und einen Tarif-
vertrag (Schmitt 2002, S. 144, 150).
– Auch in den Debatten um die Reform der
Corporate Governance steht die Unterneh-
mensmitbestimmung nach herrschender
Meinung effizienter Kontrolle im Wege und
wird mitunter zur Hauptquelle der In-
effizienz abgestempelt. Nun sind die Prob-
leme mit der Kontrolle des Topmanage-
ments in den USA ja nicht gerade kleiner als
in deutschen Unternehmen, was dort zu
Forderungen führt, mehr unabhängige
Board-Mitglieder und professionelle Auf-
sichtsratsmitglieder aufzunehmen. Lindent-
hal entfaltet anreizökonomisch das Argu-
ment, dass Arbeitnehmervertreter in deut-
schen Aufsichtsräten – unter der Annahme,
dass ihnen mit den Arbeitsplätzen das Un-
ternehmenswohl am Herzen liege – eine ef-
fiziente Maßnahme der „Aufmischung“
darstellen können (Lindenthal 2001).
Die Unternehmensmitbestimmung wird
von ihr als Bestellung eines zweiten Typs
von Kontrolleur interpretiert und dann ein
Prinzipal-Agenten-Modell mit zwei Kon-
trolleuren – zwei Gruppen von Kontrolleu-
ren: eigentümer- und arbeitnehmernahe
„Kontrolleure“ – entwickelt. Lindenthal
nimmt an, dass die Kontrolleure durch die
zu wählende Kontrollanstrengung die
Qualität der Informationen über den
Agenten beeinflussen können. Diese ist
allerdings ebenfalls nicht vom Prinzipal
beobachtbar, und es besteht zusätzlich zu
der Gefahr nachvertraglichen Opportu-
nismus durch den Vorstand ein zweites
hidden-action-Problem. Ihr Modell wird
getrieben von den Reputationsfolgen, die
Aufsichtsratsmitglieder spüren, wenn sie
ihrer Tätigkeit relativ gewissenhaft nach-
kommen – oder auch nicht. Lindenthal
zeigt auf, unter welchen Bedingungen ein
heterogenes Kontrollorgan wie der mitbe-
stimmte Aufsichtsrat effektiver kontrolliert
als ein homogener. Obwohl ihr Argument
nach meinem Dafürhalten in der derzeit
heiß geführten Debatte um eine verbesser-
te Corporate Governance erlaubt, eine
bedingte Offensive zugunsten des gelten-
den Rechts der Mitbestimmung auf Unter-
nehmensebene zu begründen, kann ich
nicht sehen, dass dieses Argument in den

gensart auffasst (vgl. ausführlicher Sadow-
ski 2002, S. 154-167; Sadowski/Ludewig
2004).

Nach dem Stand unseres derzeitigen
Wissens jedenfalls sind kooperativ ein-
gebundene Betriebsräte in vielen Fällen
unternehmenspolitisch vorteilhaft (Dilger
2002) – aber es ist hinzunehmen, dass das
subjektive Ertragserleben der Manager 
in Unternehmen mit Betriebsrat leidet 
wie auch in Betriebsräten typische Unein-
heitlichkeiten in der Bewertung von Ver-
handlungsergebnissen bestehen (Kotthoff
2003). Es wäre wichtig, mehr über die Be-
ziehungen zwischen der objektiven Er-
tragslage in den Unternehmen und der
Mitbestimmung zu erfahren, hier besteht
dringender Forschungsbedarf.

3.2 HERAUSFORDERUNG: BELAST-
BARE EMPIRISCHE INSTITUTIONEN-
ÖKONOMIE 

Mitunter würde es schon reichen, die
vorhandenen Forschungsergebnisse zur
Kenntnis zu nehmen. Je härter die Zeiten,
desto härter müssen die Argumente wer-
den, nicht nur um die Gegenseite, sondern
auch um die eigene Partei zur Einsicht zu
bringen. Zur Veranschaulichung möchte
ich einige Beispiele für aufgeklärte, harte
Argumente aus der neueren Forschung
zitieren.

– Wenn amerikanische und englische
Multinationale Unternehmen (MNU) in
Deutschland tätig werden, dann versuchen
sie nicht einfach, ihre Arbeitsbeziehungen
nach dem angelsächsischen Modell zu
organisieren. Schmitt (2002) hat in einer
repräsentativen Stichprobe von 1.160 deut-
schen Tochterfirmen angelsächsischer
multinationaler Unternehmen und einhei-
mischen deutschen Unternehmen das Auf-
treten von Heimatlandeffekten – davon
spricht man, wenn MNU-Mutterfirmen
Personalpraktiken des Stammlandes in ih-
re ausländischen Tochterniederlassungen
transferieren – und Gastlandeffekten – die
eine personalpolitische Anpassung an das
lokale deutsche Umfeld bezeichnen – un-
tersucht. Kosten der personalpolitischen
Dezentralisierung können die beobachte-
ten Heimatlandeffekte im engeren Perso-
nalbereich (Entlohnung, Arbeitnehmer-
kapitalbeteiligung, Ausbildung) erklären,
insbesondere für die AT-Angestellten. Im
Gegensatz dazu führen im Bereich der
industriellen Beziehungen (Tarifbindung,

Ökonomisch kann man sich das typische
Unternehmen als produzierendes Team
vorstellen, als Personenvereinigung also,
die von ihren Mitgliedern zur Erreichung
eines bestimmten gemeinsamen Zweckes
gegründet wurde, nämlich gemeinsam eine
Wertschöpfung zu erzielen, um sie dann
auf die Mitglieder zu verteilen. Die Rege-
lung der Verhältnisse in solchen „Verbän-
den“ verlangt im Allgemeinen eine körper-
schaftliche Verfassung, also die Regelung
der Rechte und Pflichten der Mitglieder
einschließlich der Entscheidungsverfahren
– und auch die Transparenz der innerorga-
nisatorischen Abläufe für Mitglieder wie
für Außenstehende. Unternehmensverfas-
sungen dienen eben diesem Zweck 

Die unternehmenstheoretische Per-
spektive des Ressourcenpoolings hat in
Deutschland vor allem Vanberg vorbereitet.
„Im Gegensatz zur inhärenten („automa-
tischen“) Zuordnung von individuellen
Leistungen und individuellen Erträgen in
Austauschbeziehungen sind bei korporati-
vem Handeln Beiträge und Vergütungen
der einzelnen Beteiligten also lediglich
indirekt, über ein soziales Verteilungsarran-
gement miteinander verknüpft. Es ist
dieser Umstand, der bei korporativem
Handeln die Sicherstellung individueller
Leistungsbereitschaft zu einem besonderen
Problem werden lässt“ (Vanberg 1982,
S. 163). In der Sprache der politischen Öko-
nomie handelt es sich so gesehen bei der
Unternehmenswertschöpfung um ein (lo-
kales) Gemeineigentum, in dessen Produk-
tion unter den Annahmen individueller
Eigennutzorientierung „spontan“ nicht in
effizientem Maße investiert wird, weshalb
unterstützende rechtliche Interventionen
geraten sein können.

Aus dieser vergleichsweise neuen un-
ternehmenstheoretischen Perspektive wä-
re die wenn auch nur kurze, aber des-
orientierende Shareholder-Value-Manie
vermieden worden. Die Einsicht in den
Kollektivgutcharakter der betrieblichen
Wertschöpfung führt zwanglos zu einer
politischen Betrachtung des Verteilungs-
konflikts in Unternehmen. Dazu gehört
die durch den Zusammenschluss steigende
Aushandlungsmacht der Interessenvertre-
tungen, aber auch deren Betrachtung als
ein potenziell Transaktionskosten senken-
des und Legitimität stiftendes politisches
Organ – und dazu gehört auch eine Unter-
nehmensrechnung, welche Organisations-
kapital nicht als eine vernachlässigenswer-
te, nur weil nicht zu bilanzierende Vermö-
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aktuellen Reformüberlegungen erwogen
würde (Sadowski u. a. 2003).

Belastbare Betriebs- und Institutionenver-
gleiche sollten nicht nur das strategische
Aushandeln versachlichen, sondern vor
allem die Diskussion über die Institutio-
nen selbst, also über die Re-Regulierung
der Arbeitsverfassung wie etwa Tarifauto-
nomie, dezentrale Verhandlungen, Öff-
nungsklauseln. Damit rede ich nicht dem
Rechtsvergleich als solchem das Wort, son-
dern dem durchaus historisch und empi-
risch gesättigten, internationalen institu-
tionenökonomischen Vergleich. Auch hier
möchte ich mit einem Beispiel die Mach-
barkeit und Nützlichkeit solchen Vorge-
hens unterstreichen, aber zu dem so heißen
Thema des Kündigungsschutzes wenigs-
tens den beißenden Kommentar zweier
ideologisch unverdächtiger Autoren zitie-
ren. Nickell/Layard fassen die Erkenntnisse
aus den vorliegenden internationalen Ver-
gleichen zur schädlichen Rigidität gleich-
sam als Lexikonwissen zusammen:„…time
spent worrying about strict labor market
regulation, employment protection and
minimum wages is probably time largely
wasted“ (Nickell/Layard 1999, S. 3080).
Aber dieses wissenschaftliche Lexikonwis-
sen hat weder die rot-grüne Bundesregie-
rung noch die wissenschaftliche Diskus-
sion sichtbar erreicht. Belastbare Relativie-
rungen der deutschen herkömmlichen
Überzeugung bieten jedoch Frick/Pietzner
(2003), auf die ich hier nur verweisen kann.
Ich konzentriere mich auf die nicht selten
abwegige, aber verbreitete Diskussion um
die deutsche Standortqualität im Hinblick
auf den Indikator Direktinvestitionen, die
ja rasch auf die arbeitsrechtlichen Elemen-
te der Deutschland AG zielt. Dazu bezieht
Pull klare Distanz:

„Mit Standortqualität hat die Direktin-
vestitionsstatistik vor allem auch deshalb
nichts zu tun, weil eine konsequente Inter-
pretation ausfließender Direktinvestitio-
nen als Absage an den Standort und die In-
terpretation einfließender Direktinvestitio-
nen als Bekenntnis für den Standort
Deutschland letztlich bedeuten würde, dass
es um den Standort Deutschland besser be-
stellt wäre, wenn nicht Chrysler von Daim-
ler übernommen worden wäre und Rover
von BMW, sondern umgekehrt. Der Ver-
kauf von Mannesmann an Vodafone sollte
eigentlich wahre Jubelstürme wegen der of-
fensichtlichen Erholung des Standortes
ausgelöst haben“ (Pull 2002, S. 15 f.). Dem

ist nichts hinzuzufügen – außer vielleicht,
dass im Jahre 2002 die Rangfolge bei den
angezogenen Direktinvestitionen die fol-
gende war: Luxemburg, China, Frankreich,
Deutschland und dann erst die USA. Ist die
polemische Diskussion um diesen Indika-
tor deswegen verstummt oder aus Einsicht
in seine fehlende Aussagekraft?

Wirklich hilfreich dagegen ist die
Monographie Pulls (2003) zu den arbeits-
rechtlichen Bedingungen, unter denen
amerikanische Mütter ihren europäischen
Standort eher nach Großbritannien oder
eher nach Deutschland verlegen. Der
„überregulierte“ deutsche Arbeitsmarkt
gilt ja oft als eine der Hauptursachen für die
behauptete deutsche Standortschwäche:
Starre arbeitsrechtliche Regelungen behin-
derten die unternehmerische Flexibilität
und schreckten ausländische Investoren ab.
Doch wie beeinflussen Arbeitsmarktregu-
lierungen das unternehmerische Investi-
tionskalkül?

Während die traditionelle Investitions-
theorie die cash flows einer Investition in
den Mittelpunkt rückt, betonen neuere
realoptionstheoretische Ansätze, dass mit
Tätigen einer Investition auch Realoptio-
nen begründet bzw. vernichtet werden, die
ebenfalls im Investitionskalkül zu berück-
sichtigen sind. Diese Realoptionen, so Pull,
werden nicht zuletzt auch von Arbeits-
marktregulierungen beeinflusst: Während
etwa ein restriktiver Kündigungsschutz
den Wert einer Schrumpfungs- und Still-
legungsoption mindert, erhöht ein Bil-
dungssystem, welches auf Seiten der be-
schäftigten Arbeitnehmer einen hohen
Anteil allgemeiner, flexibel einsetzbarer
Qualifikationen sichert, den Wert einer
Umnutzungsoption für ein Investitions-
projekt. Die Überprüfung der Hypothesen
im Rahmen eines deutsch-britischen Ver-
gleiches mithilfe eines eigens generierten
Unternehmensdatensatzes US-amerikani-
scher Investoren in Deutschland und
Großbritannien ergab, dass vor allem sol-
che amerikanischen Unternehmen für ihre
Töchter den Standort Großbritannien
wählen, die die Expansions- und Schrump-
fungsoption besonders schätzen, d.h. de-
ren Töchter durch zyklische Produktnach-
frageschwankungen gekennzeichnet sind,
sowie solche, die eine Verkaufsoption be-
sonders hoch bewerten, d.h. die in ihren
Töchtern mit eher transparenten Kapital-
gütern arbeiten. Der Standort Deutschland
hingegen wird präferiert von Unterneh-
men, die in ihren Töchtern flexible Tech-

nologien einsetzen, deren Töchter mit
unvorhersehbaren Schwankungen der Pro-
duktnachfrage oder einer hohen techno-
logischen Unsicherheit konfrontiert sind.
Alle drei Faktoren begründen ein gesteiger-
tes Interesse an der in Deutschland begüns-
tigten Umnutzungsoption (Pull 2003).

3.3 HERAUSFORDERUNG:
WAHRNEHMUNGSPOLITIK

Die ausgewählten Beispiele deuten an, dass
weit verbreitete Alltagstheorien zur Funk-
tionsfähigkeit oder -unfähigkeit der Insti-
tutionen der deutschen Arbeitsmarktver-
fassung der wissenschaftlichen Kritik nicht
standhalten. Obwohl meine Beispiele spre-
chend sind, werden sie nicht ausreichend
gehört oder genauer: nicht ausreichend ins
Feld geführt. Die Aufmerksamkeit der wis-
senschaftlichen und der politischen wie der
allgemeinen Öffentlichkeit, eingeschlossen
Betriebsräte und Mitglieder in Tarifkom-
missionen, lässt zu wünschen übrig, sie be-
gnügt sich bequemerweise mit ihren Vor-
urteilen.

Es bedarf mehr solcher Anstrengungen,
um sicher zu sein, dass wir im Zuge sym-
bolischen Aktionismus nicht Elemente un-
serer Arbeitsverfassung zerstören, wenn sie
über Konjunkturzyklen hinweg, also gera-
de unter wechselnden Aushandlungsbe-
dingungen, den Aushandlungsergebnissen
und den sie hervorbringenden Aushand-
lungsverfahren Legitimität verschaffen
konnten, kurz: wenn sie sich als institutio-
nalisierte Verfahrensordnungen bewährt
haben. Um stichhaltig Argumente in die
Debatte, in die Aushandlungen selbst und
in die Praxis einzuführen, braucht es in der
Analyse der Arbeitsbeziehungen

– mehr harter Daten und empirischer Un-
ternehmenstheorie, einfach guter Betriebs-
wirtschaftslehre also, auch und gerade für
Betriebräte und Gewerkschaften,
– mehr vergleichender institutionenöko-
nomischer Forschungen, mehr als ein-
facher Markttheorie also, wie es durch 
die behavioural economic theory für Fi-
nanzmärkte schon begonnen wurde, und
schließlich zusätzlich
– mehr Aufmerksamkeit für die Möglich-
keiten und Mittel, strategisches Argumen-
tieren, wenn schon nicht durch verständi-
gungsorientiertes Argumentieren zu erset-
zen, doch solchen Beweislasten auszuset-
zen, wie sie aufmerksame und vermittelnde
Dritte fordern sollten.
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Beschließen möchte ich meine bescheide-
nen Überlegungen wieder mit einer Ar-
beitgeberansicht: Auf Westerwelles Plädoy-
er für die Aufhebung des Tarifkartells ant-
wortete der Hauptgeschäftsführer von Ge-

samtmetall Busch unter Verweis auf die zu
zwei Dritteln im Arbeitgeberverband or-
ganisierten Unternehmen lapidar: „Herr
Westerwelle ignoriert die Empirie…“ (zi-
tiert nach Tagespiegel vom 9.11.2003, S. 4)

– und dabei steht er wirklich noch für vie-
le, sogar für mehr als 18 % der Akteure und
auch der wissenschaftlichen und sonstigen
Beobachter und Kommentatoren der deut-
schen Arbeitsbeziehungen.
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